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Editorial

Sehr geehrte Leserin,
sehr geehrter Leser,

der Insolvenzrechtssenat beim
BGH hat entschieden, dass die
Wohnungseigentiimergemein-

schaft auch nach Freigabe der
Wohnung aus dem Insolvenzbe-
schlag keine Vollstreckungs-
malnahmen (Zwangsverwal-
tungsverfahren) durchfiihren
konne (Entscheidungsdarstellung
siehe weiter unten). Begrlindet
wird dies damit, dass die Woh-
nung nach der Freigabe zum
»sonstigen Vermdgen® im Sinne
von § 89 Abs. 1 InsO des

Allgemeines
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Schuldners  gehore.  Dieses
»sonstige Vermdgen“ diene nach
der Gesetzesbegriindung dazu,
dem Schuldner einen Neuanfang
(1) zu ermoglichen. Das wird
dann wohl auf dem Rucken der
jeweiligen  Eigentimergemein-
schaft geschehen. Verstandlich
ist die Entscheidung nicht, zumal
es Instanzrechtsprechung gibt,
die die Rechtslage anders beur-
teilt hatte. Nunmehr ist der Ge-
setzgeber gefragt dieses vollig

widersinnige Ergebnis zu korri-
gieren.

Ein Trost besteht insoweit, als
dass die Einschrankung nicht fir
die vorberechtigten Hausgeld-
forderungen der Gemeinschaft
im Sinne des 8 10 Nr. 2 ZVG
gilt. Indessen ist zu beachten,
dass hier eine Obergrenze von
5% des Verkehrswertes eingezo-
gen ist. Bei (berschielenden
Anspriichen verbleibt es daher
bei den negativen Auswirkungen
dieser Entscheidung.

Es griit herzlich
Ihr Anwalt

Heinz G. Schultze

Zahlungsverzug: H6he der Verzugszinsen

Aktuelle Basis- bzw. Verzugszinssatze ab 2002:

Zeitraum Basiszinssatz %  Verzugszinssatz %  Verzugszinssatz fur Rechtsgeschéfte ohne
Verbraucherbeteiligung %

1.1. bis 30.6.2002 2,57 7,57 10,57

1.7. bis 31.12.2002 2,47 7,47 10,47

1.1. bis 30.6.2003 1,97 6,97 9,97

1.7. bis 31.12.2003 1,22 6,22 9,22

1.1. bis 30.6.2004 1,14 6,14 9,14

1.7. bis 31.12.2004 1,13 6,13 9,13

1.1. bis 30.6.2005 1,21 6,21 9,21

1.7. bis 31.12.2005 1,17 6,17 9,17

1.1. bis 30.6.2006 1,37 6,37 9,37

1.7. bis 31.12.2006 1,95 6,95 9,95

1.1. bis 30.6.2007 2,7 7,7 10,7

1.7. bis 31.12.2007 3,19 8,19 11,19

1.1. bis 30.6.2008 3,32 8,32 11,32

1.7. bis 31.12.2008 3,19 8,19 11,19

1.1. bis 30.6.2009 1,62 6,62 9,62

1.7. bis 31.12.2009 0,12 5,12 8,12
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Der Glaubiger kann nach dem
Eintritt der Falligkeit seines
Anspruchs den Schuldner durch
eine Mahnung in Verzug setzen
(8 286 Abs. 1 S. 1 BGB). Der
Mahnung gleichgestellt sind die
Klageerhebung sowie der Mahn-
bescheid (8 286 Abs. 1 S. 2
BGB).

Einer Mahnung bedarf es nicht,
wenn fur die Leistung eine Zeit
nach dem Kalender bestimmt ist,
die Leistung an ein vorausge-
hendes Ereignis anknlpft, der
Schuldner die Leistung verwei-
gert oder besondere Griinde den
sofortigen Eintritt des Verzugs
rechtfertigen (8 286 Abs. 2
BGB).

Immobilienrecht
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Bei Entgeltforderungen tritt Ver-
zug spatestens 30 Tage nach
Falligkeit und Zugang einer
Rechnung ein; dies gilt gegen-
tber einem Schuldner, der
Verbraucher ist, allerdings nur,
wenn hierauf in der Rechnung
besonders hingewiesen wurde,
(8 286 Abs. 3S. 1 BGB).

Im Streitfall muss allerdings der
Glaubiger den Zugang der Rech-
nung (noétigenfalls auch den
darauf enthaltenen Verbraucher-
hinweis) bzw. den Zugang der
Mahnung beweisen.

Wahrend des Verzugs ist eine
Geldschuld zu verzinsen (§ 288
Abs. 1 S. 1 BGB). Der Verzugs-
zinssatz betrégt fur das Jahr finf
Prozentpunkte bzw. fiir Rechts-

geschafte, an denen Verbraucher
nicht beteiligt sind, acht Pro-
zentpunkte (nur bei Entgelten)
liber dem Basiszinssatz (8 288
Abs. 1 S. 2 bzw. Abs. 2 BGB).

Der Basiszinssatz verandert sich
zum 1. Januar und 1. Juli eines
jeden Jahres um die Prozent-
punkte, um welche die Bezugs-
grole seit der letzten Verande-
rung des Basiszinssatzes gestie-
gen oder gefallen ist. Bezugs-
groRe ist der Zinssatz fiir die
jingste  Hauptrefinanzierungs-
operation der  Europaischen
Zentralbank vor dem ersten Ka-
lendertag des betreffenden Halb-
jahres (8 247 Abs. 1 S. 2, 3
BGB).

Abschleppkosten von unberechtigt auf Privatgrundstiick abgesellten Pkw

Im Urteil vom 5.6.09 (V_ZR
144/08) hat der BGH entschie-
den, dass ein Grundstiicksbe-
sitzer unberechtigt auf sein
Grundstiick abgestellte  Pkw
kostenpflichtig abschleppen darf.
Bei dem Grundstiicksbesitzer
handelte es sich um einen Su-
permarktbetreiber, der einen
groRRen Parkplatz fur seine Kun-
den vorhielt. Auf dem Parkplatz
war ein gut sichtbares Schild
angebracht: ,Nur fiir Kunden
und Mitarbeiter in der Zeit Mo.-
Sa. von 6-21 Uhr. Widerrecht-
lich abgestellte Fahrzeuge wer-
den kostenpflichtig abge-
schleppt.“ Daneben war eine
Parkscheibe abgebildet.

Der Parkplatzinhaber schloss mit
einem  Abschleppunternehmen
einen Vertrag, nachdem dieser in
eigener  Entscheidungsbefugnis
unberechtigt abgestellte Fahr-
zeuge abschleppen dirfe.

Der spétere Klager stellte sein
Fahrzeug unberechtigt ab. Sein
Pkw wurde kurz darauf abge-
schleppt. Das Abschleppunter-
nehmen verlangte 150 € Kosten-
erstattung und 15 € Inkasso-
kosten. Der Kldger zahlte und
verklagte den Grundstiicksbesit-
zer auf Erstattung. Der BGH
wies die Klage letztinstanzlich
tiberwiegend ab.

Ein Erstattungsanspruch konne
nur bestehen, wenn der Grund-

sticksbesitzer  ungerechtfertigt
bereichert sei, 8 812 Abs. 1
BGB. Das sei nicht der Fall.
Vielmehr hatte umgekehrt der
Grundstiicksbesitzer — wenn er
denn das Abschleppen bezahlt
hatte — einen Schadensersatzan-
spruch nach § 823 Abs. 2 BGB
i.V.m. § 858 BGB. Das wider-
rechtliche Parken stelle eine
Besitzstorung  (verbotene Ei-
genmacht) dar. Der Besitzer
habe ein gesetzliches Selbsthilfe-
recht (8§ 859 BGB), dessen er
sich bedient habe.

Einzig fir die Inkassokosten
gabe es keine rechtliche Grund-
lage, so dass der Kldger die 15€
zuruckfordern konne.
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Schirm5
Kommentar zu Text
(1) Leistet der Schuldner auf eine Mahnung des Gläubigers nicht, die nach dem
Eintritt der Fälligkeit erfolgt, so kommt er durch die Mahnung in Verzug. Der Mahnung
stehen die Erhebung der Klage auf die Leistung sowie die Zustellung eines
Mahnbescheids im Mahnverfahren gleich.


Schirm5
Kommentar zu Text
(3) Der Schuldner einer Entgeltforderung kommt spätestens in Verzug, wenn er nicht
innerhalb von 30 Tagen nach Fälligkeit und Zugang einer Rechnung oder gleichwertigen
Zahlungsaufstellung leistet; dies gilt gegenüber einem Schuldner, der Verbraucher
ist, nur, wenn auf diese Folgen in der Rechnung oder Zahlungsaufstellung besonders
hingewiesen worden ist. Wenn der Zeitpunkt des Zugangs der Rechnung oder
Zahlungsaufstellung unsicher ist, kommt der Schuldner, der nicht Verbraucher ist,
spätestens 30 Tage nach Fälligkeit und Empfang der Gegenleistung in Verzug.


Schirm5
Kommentar zu Text
(1) Eine Geldschuld ist während des Verzugs zu verzinsen. Der Verzugszinssatz beträgt
für das Jahr fünf Prozentpunkte über dem Basiszinssatz.
(2) Bei Rechtsgeschäften, an denen ein Verbraucher nicht beteiligt ist, beträgt der
Zinssatz für Entgeltforderungen acht Prozentpunkte über dem Basiszinssatz.


Schirm5
Kommentar zu Text
BGB § 812 Herausgabeanspruch
(1) Wer durch die Leistung eines anderen oder in sonstiger Weise auf dessen Kosten
etwas ohne rechtlichen Grund erlangt, ist ihm zur Herausgabe verpflichtet. Diese
Verpflichtung besteht auch dann, wenn der rechtliche Grund später wegfällt oder der
mit einer Leistung nach dem Inhalt des Rechtsgeschäfts bezweckte Erfolg nicht
eintritt.


Schirm5
Kommentar zu Text
BGB § 823 Schadensersatzpflicht
(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig das Leben, den Körper, die Gesundheit, die
Freiheit, das Eigentum oder ein sonstiges Recht eines anderen widerrechtlich
verletzt, ist dem anderen zum Ersatz des daraus entstehenden Schadens verpflichtet.
(2) Die gleiche Verpflichtung trifft denjenigen, welcher gegen ein den Schutz eines
anderen bezweckendes Gesetz verstößt. Ist nach dem Inhalt des Gesetzes ein Verstoß
gegen dieses auch ohne Verschulden möglich, so tritt die Ersatzpflicht nur im Falle
des Verschuldens ein


Schirm5
Kommentar zu Text
BGB § 859 Selbsthilfe des Besitzers
(1) Der Besitzer darf sich verbotener Eigenmacht mit Gewalt erwehren.
(2) Wird eine bewegliche Sache dem Besitzer mittels verbotener Eigenmacht
weggenommen, so darf er sie dem auf frischer Tat betroffenen oder verfolgten Täter
mit Gewalt wieder abnehmen.
(3) Wird dem Besitzer eines Grundstücks der Besitz durch verbotene Eigenmacht
entzogen, so darf er sofort nach der Entziehung sich des Besitzes durch Entsetzung
des Täters wieder bemächtigen.


Schirm5
Kommentar zu Text
BGB § 858 Verbotene Eigenmacht
(1) Wer dem Besitzer ohne dessen Willen den Besitz entzieht oder ihn im Besitz stört,
handelt, sofern nicht das Gesetz die Entziehung oder die Störung gestattet,
widerrechtlich (verbotene Eigenmacht).
(2) Der durch verbotene Eigenmacht erlangte Besitz ist fehlerhaft. Die
Fehlerhaftigkeit muss der Nachfolger im Besitz gegen sich gelten lassen, wenn er Erbe
des Besitzers ist oder die Fehlerhaftigkeit des Besitzes seines Vorgängers bei dem
Erwerb kennt.
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Beifigung Mietspiegel haufig nicht mehr erforderlich
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Zu einer weiteren Senkung der
Formerfordernisse einer Mieter-
héhung nach § 558 BGB, auf der

Grundlage eines Mietspiegels
fuhrt der Beschluss des BGH
vom 28.4.09 (V111 ZB 7/08). Der
BGH hob die Berufungsent-
scheidung des LG Wiesbhaden
auf, wonach fir eine formell
ordnungsgemalle Mieterhthung
die Beifiigung des Mietspiegels
erforderlich sei (8§ 558a BGB).

Dem trat der VIII. Zivilsenat
entgegen. Der Mietspiegel sei in
Wiesbaden durch die Interessen-
verbande der Mieter und Ver-

mieter gegen eine Zahlung eines
geringen Betrages von 3 € er-
héltlich. ,,Zudem* sei er voll-
stindig im Internet verdffent-
licht. Er sei daher frei zugang-
lich. In diesen Féllen misse nach
der Rechtsprechung des BGH
(Urteil vom 12.12.2007 - VIII
ZR 11/07 - ZIV 2007, 73) der
Mietspiegel dem Mieter-
hoéhungsverlangen nicht beige-
flgt werden.

Zum Mangelbegriff im Mietrecht (Schallschutz)

Der BGH hat sich im Urteil vom
17.6.09 (VI ZR 131/08) erneut
mit dem Mangelbegriff im Miet-
recht auseinander gesetzt. Strei-
tig war einmal wieder der Tritt-
schall. Der Mieter monierte die
Mangelhaftigkeit der Wohnung
und machte Mietminderung gel-
tend, nachdem der Mieter Uber
seiner Wohnung einen neuen
Bodenbelag erhalten hatte. Der
alte PVC-Bodenbelag war durch
Bodenfliesen ersetzt worden,
was die Belastigungen durch
Trittschall deutlich erhéhte. Der
Vermieter klagte die geminderte
Miete ein. Im Rahmen der Be-
weiserhebung kam der Gutachter

zu dem Ergebnis, dass die Tritt-
schallanforderungen der — zur
Zeit der Errichtung des Gebdu-
des geltenden DIN 4109 (1962)
von maximal 63 dB eingehalten
sei (61 dB). Die Grenzwerte der
aktuellen DIN 4109 von 53 dB
seien aber deutlich Uberschritten.

Der BGH fihrt in seinen Ur-
teilsgrinden aus, dass das Miet-
objekt an keinem Mangel leide,
weil es die zur Zeit der Errich-
tung geltenden Grenzwerte ein-
halte. Eine Verschlechterung des
Trittschalls flihre daher auch zu
keiner Mangelhaftigkeit. Zwar
habe der BGH bereits entschie-

den, dass der Vermieter bei der
Ausfiihrung  von UmbaumaR-
nahmen die DIN zur Zeit der
Umbaumalinahme  einzuhalten
habe (Urteil vom 26.7.04 — VIII
ZR 281/03 ZIV 2004, 73). Nur
der Wechsel des Bodenbelags
genuge hierfiir indessen nicht.
Denn wahrend der Vermieter bei
der maf3geblichen Entscheidung
einen Dachstuhl zur Wohnung
ausbaute, lage hier kein wesent-
licher Eingriff in die Bau-
substanz vor, so dass die betref-
fende Entscheidung nicht ein-
schlagig sei.

10%-Rechtsprechung auch bei Mieterhéhung

Auch bei Mieterhdhungen bis
zur ortstiblichen Vergleichsmiete
sind Flachenabweichungen zwi-
schen mietvertraglich  verein-
barter und tats&chlicher Flache
von weniger als 10% unbeacht-
lich. Der BGH fihrte in seinem
Urteil vom 8.7.09 (VI ZR
205/09) aus, dass er sich der
gegenteiligen herrschenden Auf-

fassung nicht anschliele (OLG

Hamburg, NZM 2000, 654,
Sternel Mietrecht aktuell, 4. A,
IV 167, Schmidt-Futterer, Miet-
recht 9. A. § 558 Rn 64).

Die Gegenauffassung sehe eine
Verletzung von Mieterschutz-
vorschriften in der Anwendung
der 10% - Mietrechtsprechung
auf Falle der Mieterh6hung. Sie
erlaube dem Vermieter eine

Erhéhung Uber die Satze des
Mietspiegels hinaus. Das ver-
stoRe gegen die gesetzgeberische
Anordnung, dass von den Rege-
lungen zur Mieterhéhung zum
Nachteil des Mieters im Wege
der Vereinbarung nicht abgewi-
chen werden diirfe (§ 557 Abs. 4
BGB, § 558 Abs. 6 BGB).
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Schirm5
Kommentar zu Text
BGB § 558 Mieterhöhung bis zur ortsüblichen Vergleichsmiete
(1) Der Vermieter kann die Zustimmung zu einer Erhöhung der Miete bis zur
ortsüblichen Vergleichsmiete verlangen, wenn die Miete in dem Zeitpunkt, zu dem die
Erhöhung eintreten soll, seit 15 Monaten unverändert ist. Das Mieterhöhungsverlangen
kann frühestens ein Jahr nach der letzten Mieterhöhung geltend gemacht werden.
Erhöhungen nach den §§ 559 bis 560 werden nicht berücksichtigt.
(2) Die ortsübliche Vergleichsmiete wird gebildet aus den üblichen Entgelten, die in
der Gemeinde oder einer vergleichbaren Gemeinde für Wohnraum vergleichbarer Art,
Größe, Ausstattung, Beschaffenheit und Lage in den letzten vier Jahren vereinbart
oder, von Erhöhungen nach § 560 abgesehen, geändert worden sind. Ausgenommen ist
Wohnraum, bei dem die Miethöhe durch Gesetz oder im Zusammenhang mit einer
Förderzusage festgelegt worden ist


Schirm5
Kommentar zu Text
(1) Das Mieterhöhungsverlangen nach § 558 ist dem Mieter in Textform zu erklären und
zu begründen.
(2) Zur Begründung kann insbesondere Bezug genommen werden auf
1. einen Mietspiegel (§§ 558c, 558d),
2. eine Auskunft aus einer Mietdatenbank (§ 558e),
3. ein mit Gründen versehenes Gutachten eines öffentlich bestellten und
vereidigten Sachverständigen,
4. entsprechende Entgelte für einzelne vergleichbare Wohnungen; hierbei
genügt die Benennung von drei Wohnungen.


Schirm5
Kommentar zu Text
(4) Eine zum Nachteil des Mieters abweichende Vereinbarung ist unwirksam.


Schirm5
Kommentar zu Text
(4) Eine zum Nachteil des Mieters abweichende Vereinbarung ist unwirksam.



Der Einwand sei unzutreffend,
so der BGH weiter, weil damit
nur Abreden gemeint seien, die
die formellen oder materiellen
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Voraussetzungen der Mieterho-
hung é&nderten. Die Voraus-
setzungen einer Mieterh6hung
wirden durch die falsche FIl&-

chenberechnung dagegen nicht
tangiert.

Zur Freisitzberechnung nach der I1. BerechnungsvVO

Vermieter und Mieter verband
ein Mietvertrag tber eine Woh-
nung mit Freisitz in einem alten
Fachwerkhaus. Im Mietvertrag
war die Flache mit ,circa 92
gm*“ angegeben. Weiter war
vereinbart, dass die Flache nach
den 88 42 ff der Il. BV ermittelt
wurde.

Der Mieter mal® nach und stellte
eine Flache von nur 77,07 gm
fest, was einer Differenz von
16,23 % entsprach. Er forderte
daraufhin seinen Vermieter zur
Riickzahlung Uberzahlter Miete
auf. Als dieser sich verweigerte,
klagte der Mieter — am Ende mit
Erfolg.

Der BGH fiihrte in seinem Urteil
vom 8.7.09 (VIII ZR 218/08)
aus, dass aufgrund der Flachen-

abweichung von mehr als 10%
ein Mietmangel nach § 536 BGB
vorliege, der den Mieter zur
Minderung der Miete berechtige.
Die Differenz koénne er nach
bereicherungsrechtlichen Grund-
sétzen (8 812 Abs. 1 Satz 1 Alt.
1 BGB) vom Vermieter zurlick-
fordern. Hinsichtlich der FI&-
chenberechnung des Freisitzes
flhrten die Karlsruher Richter
aus, dass der Freisitz Uberhaupt
keine Berlicksichtigung bei der
Flachenermittlung fande. Nach §
44 Abs. 2 1l. BV seien nur sol-
che Flachen als Freisitz anzuse-
hen, die einem angrenzenden
Wohnraum zugeordnet seien.
Der Freisitz der Wohnung sei
aber im Garten 20 Meter von der
Wohnung entfernt gelegen. Eine
andere Auslegung sei auch nicht
deshalb geboten, weil Dach-

terrassen oft auch nicht unmit-
telbar von der Wohnung zu er-
reichen seien. Der entscheidende
Unterschied bestiinde darin, dass
eine Dachterrasse unmittelbar
mit dem Wohngebédude verbun-
den sei und insoweit eine Einheit
mit diesem bilde.

Die ebenfalls streitigen Abziige
fir Deckenbalken unter einer
lichten Hohe von 2 Meter besté-
tigter der Senat ebenfalls. Der
Einwand des Vermieters, die Il.
BV habe so alte Gebaude nicht
im Blick gehabt, Uberzeuge
nicht. Wenn die Parteien die II.
BV fir die Flachenberechnung
vereinbart hatten, mussten sie
sich daran wechselseitig fest-
halten lassen.

Abwasserabrechnung nach dem BGH

Im Urteil vom 15.7.09 (VIII ZR
340/08) wurden erneut flinf Bun-
desrichter mit quéalenden Details
zur  Betriebskostenabrechnung
beschéftigt. Der Mieter war der
Auffassung, dass seine Betriebs-
kostenabrechnung hinsichtlich
der Wasserkosten formell un-
wirksam sei. Die Zusammen-
fassung der Kostenarten Frisch-
wasser und Abwasser sei unzu-
lassig, weil nicht ersichtlich sei,
wie viel auf die eine und die
andere Kostenart entfalle. Der
Mieter blieb durch alle Instanzen
hinweg erfolglos.

Der BGH fiihrt aus, dass zwar
nach Uberwiegender Auffassung
verlangt werde, dass samtliche
angesetzten Kostenarten einzeln

abzurechnen seien (OLG Dres-

den, NZM 2002, 437, OLG
Hamburg, WuM 2003, 268).
Dabei werde zumindest eine

Differenzierung  entsprechend
den Betriebskostenarten in § 2
der BetrKV fir erforderlich
gehalten  (Sternel, Mietrecht
aktuell 4. A., V 426 f). Teilweise
werde sogar noch eine zusatz-
liche Spezifizierung verlangt,
etwa bei der Position ,,Versiche-
rung“ die Angabe der einzelnen
Versicherungsarten (KG Berlin,
NZM 2002, 954). Bei den Kos-
ten flr  Frischwasser und
Schmutzwasser, die nach der
Systematik der Betriebskosten-
verordnung zwei verschiedene
Positionen betrafen — Ziffer 2
(Wasserversorgung) und Ziffer 3

(Entwasserung) - , werde jedoch
von einer verbreiteten Meinung
eine zusammengefasste Abrech-
nung fur zuldssig erachtet, zu-
mindest dann, wenn die Berech-
nung der Kosten fiir Abwasser
an den Frischwasserverbrauch
gekoppelt sei (LG Berlin, GE
2003, 121, Sternel, a.a.0.).
MaRgeblich fir den Mieter sei
die Pruffahigkeit der Abrech-
nung. Jedenfalls, wenn wie vor-
liegend  der  Frischwasser-
verbrauch auch fir die Abrech-
nung des Schmutzwassers mafi-
geblich sei, da insoweit eine
Erfassung durch einen geson-
derten Zdhler nicht stattfinde,
kénne eine Zusammenfassung
erfolgen. Dieser Rechenweg
flhre weder zu einer sachlichen
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Schirm5
Kommentar zu Text
BGB § 536 Mietminderung bei Sach- und Rechtsmängeln
(1) Hat die Mietsache zur Zeit der Überlassung an den Mieter einen Mangel, der ihre
Tauglichkeit zum vertragsgemäßen Gebrauch aufhebt, oder entsteht während der Mietzeit
ein solcher Mangel, so ist der Mieter für die Zeit, in der die Tauglichkeit
aufgehoben ist, von der Entrichtung der Miete befreit. Für die Zeit, während der die
Tauglichkeit gemindert ist, hat er nur eine angemessen herabgesetzte Miete zu
entrichten. Eine unerhebliche Minderung der Tauglichkeit bleibt außer Betracht.


Schirm5
Kommentar zu Text
BGB § 812 Herausgabeanspruch
(1) Wer durch die Leistung eines anderen oder in sonstiger Weise auf dessen Kosten
etwas ohne rechtlichen Grund erlangt, ist ihm zur Herausgabe verpflichtet. Diese
Verpflichtung besteht auch dann, wenn der rechtliche Grund später wegfällt oder der
mit einer Leistung nach dem Inhalt des Rechtsgeschäfts bezweckte Erfolg nicht
eintritt.




Unrichtigkeit, noch leide die
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Nachvollziehbarkeit.

Eigenbedarfskiindigung auch durch BGB-Gesellschaft mdglich

Nach einem aktuellen Urteil des
BGH ist auch eine Eigenbe-
darfskindigung  durch  eine
BGB-Gesellschaft mdaglich. Die
BGB-Gesellschaft bestand aus 8
Gesellschaftern.  Als  Gesell-
schaftszweck war vereinbart,
eine Immobilie zu kaufen, um
den Gesellschaftern die Eigen-
nutzung zu ermoglichen. So
geplant, so getan. Anschlielend
sprach die Gesellschaft eine
Kiindigung des Mietvertrages
aus. Ein Mieter widersprach der
Kindigung. Den R&umungspro-

zess indessen verlor er beim
VIII. Zivilsenat des BGH, Urteil
vom 16.7.09 (VI ZR 232/08).

Im Urteil wird ausgeflhrt, dass
die BGB-Gesellschaft gemaR §
566 BGB in den Mietvertrag
durch den Eigentiimerwechsel
eingetreten sei. Auch die BGB-
Gesellschaft kénne nach § 573
Abs. 2 Nr. 2 BGB wegen Eigen-
bedarfs klndigen, wenn einer
der Gesellschafter die Wohnung
fur sich nutzen wolle.

Dem Mieter nutzte auch die
Berufung auf die Regelung in §
577a BGB nicht. Danach besteht
eine Kindigungssperre von 3
Jahren, wenn ein Mehrfamilien-
haus nach der Vermietung in
Wohneigentum  umgewandelt
wird und dann die Wohnungen
abverkauft werden. Im vorlie-
genden Fall war die Reihenfolge
umgekehrt. Die GbR hatte die
Immobilie als Ganzes gekauft
und dann nach dem WEG auf-
geteilt und erst anschliefend
Eigenbedarf angemeldet.

Eingeschrankte Gewerbetatigkeit ist in der Wohnung zulassig

Mit diesem Ergebnis schloss das
BGH-Urteil vom 14.7.09 (V1
ZR 165/08). Der Mieter einer
Wohnung war ein Immobilien-
makler, der von seiner Wohnung
aus sein Gewerbe betrieb. Als
sein  Vermieter davon erfuhr,
forderte er ihn unter Fristsetzung
auf, die Tatigkeit in der Woh-
nung einzustellen und drohte im
Weigerungsfalle die Kiindigung
des Mietverhdltnisses an. Der
Mieter belieR seine berufliche
Tatigkeit in der Wohnung. Der
Vermieter kundigte daraufhin
das Mietverhaltnis auferordent-
lich und hilfsweise auch ordent-
lich. Da der Makler nicht aus-

zog, erhob der Vermieter R&u-
mungsklage.

Der BGH konnte den Streit nicht
abschlieBend entscheiden, da
einzelne Feststellungen der Tat-
sacheninstanzen nicht ausrei-
chend waren. Er fiihrte aber aus,
dass der Vermieter geschéftliche
Aktivitaten freiberuflicher oder
gewerblicher Art grundsétzlich
nicht dulden miisse. Im Einzel-
fall kénne er jedoch nach Treu
und Glauben verpflichtet sein,
eine Erlaubnis zu einer teilge-
werblichen Nutzung zu erteilen,
wenn die Tatigkeit keine inten-
sivere Nutzung beinhalte, als die

gewohnliche Wohnnutzung.
Dabei schade ein geringer Publi-
kumsverkehr i.d.R. nicht. Eine
Genehmigung sei aber regel-
maRig dann nicht mehr einfor-
derbar, wenn der Mieter in sei-
ner Wohnung Personal be-
schaftige. Diese Frage war im
vorliegenden Fall streitig, so
dass die Vorinstanzen hierzu die
Beweiserhebung noch nachzu-
holen haben. Wenn der Makler
mithin nachweislich Personal in
seiner Wohnung beschéftigte,
wird die Rdumungsklage Erfolg
haben.

Uberleitung ausgelaufener Preisindizes bei Wertsicherung von Gewerbemietvertragen

Da es im Gewerbemietrecht
keine  Mieterh6hungsmaglich-
keiten wie beim Wohnraummiet-
recht gibt, greifen die Vertrags-
parteien bei ldnger laufenden
Mietvertrdgen auf Preisindizes
zurlick und koppeln den Miet-
zins hieran. Mit dem Problem,
dass es den vormals vom Bun-

desamt flr Statistik ermittelten
Index flar die Lebenshaltung
eines 4-Personen-Arbeitnehmer-
Haushalts nicht mehr gibt, setzt
sich der BGH in seinem Urteil
vom 4.3.2009 (XIlI ZR 141/07)
auseinander.

Dabei stellt der XII. Zivilsenat
nochmals fest, dass entspre-
chende Preisgleitklauseln in
Gewerbemietvertragen, auch
wenn sie vorformuliert sind, eine
zulassige Vertragsgestaltung
darstellen. Der bisherige Preis-
index vom Statistischen Bundes-
amt sei abgeldst worden durch
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Schirm5
Kommentar zu Text
BGB § 566 Kauf bricht nicht Miete
(1) Wird der vermietete Wohnraum nach der Überlassung an den Mieter von dem Vermieter
an einen Dritten veräußert, so tritt der Erwerber anstelle des Vermieters in die sich
während der Dauer seines Eigentums aus dem Mietverhältnis ergebenden Rechte und
Pflichten ein.


Schirm5
Kommentar zu Text
BGB § 573 Ordentliche Kündigung des Vermieters
(1) Der Vermieter kann nur kündigen, wenn er ein berechtigtes Interesse an der
Beendigung des Mietverhältnisses hat. Die Kündigung zum Zwecke der Mieterhöhung ist
ausgeschlossen.
(2) Ein berechtigtes Interesse des Vermieters an der Beendigung des Mietverhältnisses
liegt insbesondere vor, wenn
1. der Mieter seine vertraglichen Pflichten schuldhaft nicht unerheblich
verletzt hat,
2. der Vermieter die Räume als Wohnung für sich, seine Familienangehörigen
oder Angehörige seines Haushalts benötigt oder


Schirm5
Kommentar zu Text
BGB § 577a Kündigungsbeschränkung bei Wohnungsumwandlung
(1) Ist an vermieteten Wohnräumen nach der Überlassung an den Mieter Wohnungseigentum
begründet und das Wohnungseigentum veräußert worden, so kann sich ein Erwerber auf
berechtigte Interessen im Sinne des § 573 Abs. 2 Nr. 2 oder 3 erst nach Ablauf von
drei Jahren seit der Veräußerung berufen.



den VPI, den Verbraucherpreis-
index.

Auch ohne dass dieser Index
zwischen den Vertragsparteien
vereinbart worden sei, sei er
anzuwenden. Durch den Wech-
sel der Preisindizes sei eine Re-
gelungslicke im Vertrag ent-
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standen, die im Wege erganzen-
der Vertragsauslegung zu schlie-
Ren sei. Dabei sei an Stelle der
Licke eine Regelung zu setzen,
die die Parteien bei angemesse-
ner Abwadgung ihrer Interessen
nach Treu und Glauben verein-
bart hatten, wenn sie den spéte-
ren Wegfall des Index bedacht

hatten. Hieraus ergabe sich die
Anwendbarkeit des VPI. Dieser
kénne jedoch nicht schematisch
angewendet werden. Der BGH
stellt im Urteil eine komplizierte
Anleitung her, wie der eine In-
dex in den anderen einschlie-
lich geénderten Basisjahr umzu-
rechnen sei.

Zur Mietkaution beim Kauf vor dem 1.9.01 und Grundbucheintragung danach

Die Gewerbemieterin schloss am
30.1.1996 mit einer Vermieterin
einen Mietvertrag Uber Lagerfla-
chen. Im Mietvertrag war die
Leistung einer Kaution vorgese-
hen. Kurz darauf fiel die Ver-
mieterin in Insolvenz. Der Ge-
samtvollstreckungsverwalter (In-
solvenzverwalter nach der nicht
mehr in Kraft befindlichen Ge-
sO) verkaufte die Gewerbe-
flachen durch Urkunde vom
16.5.01 und lieR das Eigentum
auf. Die Grundbucheintragung
erfolgte am 14.3.2002. Ende
2004 beendete die Mieterin das
Mietverhéltnis mit der neuen
Vermieterin und forderte die
Auszahlung der Kaution. Die
Vermieterin wandte ein, dass sie
die Kaution nicht vom Gesamt-
vollstreckungsverwalter oder
der ehemaligen Vermieterin
erhalten habe und daher gemaR §

572 BGB a.F. nicht zur Aus-
zahlung verpflichtet sei.

Die Gewerbemieterin berief sich
auf die seit 1.9.2001 in Kraft
befindliche Regelung des § 566a
BGB. Der BGH sah dies anders.
Es sei noch immer §8 572 BGB
a.F. anwendbar, Urteil vom
24.6.09 (XI1 ZR 145/09).

Die Richter des XII. Zivilsenates
fuhrten hierzu aus, dass das In-
krafttreten des § 566a BGB am
1.9.2001 von keiner Ubergangs-
regelung begleitet wurde. Der
BGH habe es in seiner bisheri-
gen Rechtsprechung bei der
Anwendung des 8 572 BGB a.F.
belassen, wenn der kaufrechtli-
che Erwerbsvorgang vor dem
Inkrafttreten des neuen Rechts
erfolgt sei. Dabei habe er sich
vor allem von Vertrauensschutz-

gesichtspunkten leiten lassen.
Zwar hétte man im néheren zeit-
lichen Umfeld die Anderung der
Gesetzeslage antizipieren und in
der vertraglichen Gestaltung
beriicksichtigen kénnen. So hatte
man im Wissen um die Haftung
des Kéufers fir die fehlende
Kaution einen entsprechenden
Betrag vom Kaufpreis abziehen
kénnen. Dies sei aber tatséchlich
im Vertrauen auf die geltende
(auslaufende) Rechtslage regel-
maRig nicht erfolgt. Dieser Ver-
trauensgesichtspunkt greife auch
beim vorliegenden Erwerb, bei
dem der Kaufvertrag vor In-
krafttreten der gesetzlichen An-
derung im Mai 2001 geschlossen
wurde, der Eigentumswechsel
jedoch erst nach Inkrafttreten der
Mietrechtsnovelle erfolgt sei.
Die Klage wurde daher abgewie-
sen.

Abrechnungsausschluss flir Nebenkostenabrechnung bei Gewerbemiete

In § 556 Abs. 3 BGB ist die
Ausschlussfrist fir die Abrech-
nung von Nebenkosten normiert.
Die Regelung steht im Untertitel
2: ,.,Mietverhéltnisse (iber Wohn-
raum®“. Eine entsprechende Be-
zugnahme in 8 578 Abs. 2 BGB
findet sich fur das Gewerbemiet-

recht zudem nicht. Die Frist ist
daher nicht auf Gewerbemiet-
verhéaltnisse anwendbar.

Dieser Auslegung vermochte das
LG Darmstadt im Urteil vom
12.12.2008 (NJW-Spezial 2009,
499) nicht zu folgen. Der Mieter

von Gewerberaum sei wegen des
Vertrauens darin, dass keine
Forderungen vom Vermieter
mehr an ihn herangetragen wer-
den nicht geringer schutzwirdig,
als der Wohnraummieter.
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Kommentar zu Text
BGB § 566a Mietsicherheit
Hat der Mieter des veräußerten Wohnraums dem Vermieter für die Erfüllung seiner
Pflichten Sicherheit geleistet, so tritt der Erwerber in die dadurch begründeten
Rechte und Pflichten ein. Kann bei Beendigung des Mietverhältnisses der Mieter die
Sicherheit von dem Erwerber nicht erlangen, so ist der Vermieter weiterhin zur
Rückgewähr verpflichtet.


Schirm5
Kommentar zu Text
(3) Über die Vorauszahlungen für Betriebskosten ist jährlich abzurechnen; dabei ist
der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit zu beachten. Die Abrechnung ist dem Mieter
spätestens bis zum Ablauf des zwölften Monats nach Ende des Abrechnungszeitraums
mitzuteilen. Nach Ablauf dieser Frist ist die Geltendmachung einer Nachforderung
durch den Vermieter ausgeschlossen, es sei denn, der Vermieter hat die verspätete
Geltendmachung nicht zu vertreten. Der Vermieter ist zu Teilabrechnungen nicht
verpflichtet. Einwendungen gegen die Abrechnung hat der Mieter dem Vermieter
spätestens bis zum Ablauf des zwölften Monats nach Zugang der Abrechnung mitzuteilen.
Nach Ablauf dieser Frist kann der Mieter Einwendungen nicht mehr geltend machen, es
sei denn, der Mieter hat die verspätete Geltendmachung nicht zu vertreten.


Schirm5
Kommentar zu Text
(2) Auf Mietverhältnisse über Räume, die keine Wohnräume sind, sind die in Absatz 1
genannten Vorschriften sowie § 552 Abs. 1, § 554 Abs. 1 bis 4 und § 569 Abs. 2
entsprechend anzuwenden. Sind die Räume zum Aufenthalt von Menschen bestimmt, so gilt
außerdem § 569 Abs. 1 entsprechend.



WEG-Recht

SCHULTZE™Ss

Zur Zwangsvollstreckung nach Freigabe der Wohnung durch InsO-Verwalter

Es gibt noch zahlreiche Rechts-
fragen, die im Bereich Woh-
nungseigentums- und Insolvenz-
recht ungeklart sind. Einer wich-
tigen Frage hat sich nunmehr der
Insolvenzrechtssenat des BGH
angenommen.

Uber das Vermdgen der Woh-
nungseigentiimerin wurde 2005
ein Verbraucherinsolvenzverfah-
ren eroffnet. Der vom Gericht
eingesetzte Treuhander gab die
Wohnung aus der Insolvenz-
masse frei. Die WEG-Verwalte-
rin beantragte daraufhin fur die
Wohnungseigentiimergemein-
schaft die Anordnung eines
Zwangsverwaltungsverfahrens.
Der Antrag wurde als unzul&ssig
mit der Begrindung abgewiesen,
Einzelzwangsvollstreckungs-
malnahmen seien nach § 89
Abs. 1 InsO unzuldssig. Der
Streit nahm den Weg durch die
Instanzen. Der BGH bestatigte
nun im  Beschluss  vom
12.2.2009 (IX ZB 112/06) die
Vorgerichte.

Nach Auffassung des BGH sei
die Wohnungseigentiimerge-
meinschaft als Insolvenzglaubi-

gerin (8 38 InsO) vom Vollstre-
ckungsverbot des 8 89 InsO
betroffen. Mit ihrem Antrag auf
Anordnung der Zwangsverwal-
tung betreibe sie die Zwangs-
vollstreckung eines vor der Er-
0ffnung des Insolvenzverfahrens
entstandenen, bereits titulierten
Anspruchs auf Hausgeldzahlung.

Nach § 49 InsO seien Glaubiger
zur abgesonderten Befriedigung
nach MaRgabe des ZVG berech-
tigt. Was ein Recht zur Befriedi-
gung aus dem Grundstlick ge-
wahre, sei in den 8§ 10, 155
ZVG geregelt. Danach kamen
zuvorderst dingliche Rechte an
einem Grundstick im Sinne von
8 10 Nr. 4 ZVG in Betracht
(Hypotheken,  Grundschulden
usw.). Kraft gesetzlicher Anord-
nung verschafften diese dingli-
chen Rechte ein Absonderungs-
recht. Dieses Recht stehe der
Wohnungseigentiimergemein-
schaft indessen nicht zu. Bei den
Hausgeldforderungen handele es
sich um einen personlichen An-
spruch im Sinne von § 10 Nr. 5
Z\VG.

Anders sei dies moglicherweise
flr jungere Anspriiche zu beur-
teilen, die nach der WEG- und
Z\V/G-Novelle nach 8 10 Nr. 2
der Wohnungseigentiimerge-
meinschaft ein Vorrecht ein-
raumten. Vorliegend handele es
sich indessen um ein Zwangs-
versteigerungsverfahren, das

noch nach altem Recht durchge-
fuhrt wirde, so dass sich die
Wohnungseigentimergemein-
schaft nicht auf das neu geschaf-
fene Privileg berufen konne.
(Anmerkung: die Entscheidung
hat auch Geltung in Neuverfah-
ren, bei denen die Hausgeldfor-
derung in der vorrangigen Klas-
se wegen der 5%-Grenze nicht
vollstdndig befriedigt werden
kann).

Das Wohneigentum der Woh-
nungseigentiimerin falle weiter-
hin unter das Vollstreckungsver-
bot nach § 89 Abs. 1 InsO. Nach
der Freigabe sei es aus der In-
solvenzmasse ausgeschieden und
in die Verwaltungs- und Verfi-
gungsbefugnis der Wohnungsei-
gentlimerin zurtck gekehrt. Es
sei damit Teil des ,sonstigen
Vermdgens* der Schuldnerin im
Sinne von § 89 Abs. 1 InsO ge-
worden. Der Gesetzgeber habe
das sonstige Vermogen des
Schuldners ebenfalls unter das
Vollstreckungsverbot  gestellt.
Nach den Motiven des Gesetz-
gebers in der Gesetzesbegrin-
dung sei das sonstige Vermdgen
des Schuldners fiir die Dauer des
Insolvenzverfahrens dem Zugriff
der Insolvenzglaubiger entzogen,
um dem Schuldner einen Neuan-
fang () zu ermdglichen (Be-
grindung zum RegE-InsO, BT-
DrS.: 12/2443, S. 137).

Wohnungseigentiimer haften teilweise weiterhin solidarisch

Mit der solidarischen Haftung
der Wohnungseigentliimer nach
dem Inkrafttreten der WEG-No-
velle befasst sich der VII. Zivil-
senat in seinem Urteil vom
18.6.09 (VII ZR 196/09). Vorlie-

gend war nicht der fir Grund-
stiicksangelegenheiten  zustén-
dige V. Zivilsenat zur Entschei-
dung berufen, weil die Bezah-
lung von Entgelten fiir Abfall-
entsorgung und StraRenreini-

gung mit der Wohnungseigen-
tumergemeinschaft in Streit ge-
raten war und diese Leistungen
nach den Regelungen des Werk-
vertragsrechts zu beurteilen sind.
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Schirm5
Kommentar zu Text
InsO § 38 Begriff der Insolvenzgläubiger
Die Insolvenzmasse dient zur Befriedigung der persönlichen Gläubiger, die einen zur
Zeit der Eröffnung des Insolvenzverfahrens begründeten Vermögensanspruch gegen den
Schuldner haben (Insolvenzgläubiger).


Schirm5
Kommentar zu Text
InsO § 89 Vollstreckungsverbot
(1) Zwangsvollstreckungen für einzelne Insolvenzgläubiger sind während der Dauer des
Insolvenzverfahrens weder in die Insolvenzmasse noch in das sonstige Vermögen des
Schuldners zulässig.


Schirm5
Kommentar zu Text
4. die Ansprüche aus Rechten an dem Grundstück, soweit sie nicht infolge der
Beschlagnahme dem Gläubiger gegenüber unwirksam sind, einschließlich der Ansprüche
auf Beträge, die zur allmählichen Tilgung einer Schuld als Zuschlag zu den Zinsen
zu entrichten sind; Ansprüche auf wiederkehrende Leistungen, insbesondere Zinsen,
Zuschläge, Verwaltungskosten oder Rentenleistungen, genießen das Vorrecht dieser
Klasse nur wegen der laufenden und der aus den letzten zwei Jahren rückständigen
Beträge;


Schirm5
Kommentar zu Text
5. der Anspruch des Gläubigers, soweit er nicht in einer der vorhergehenden Klassen zu
befriedigen ist;


Schirm5
Kommentar zu Text
2. bei Vollstreckung in ein Wohnungseigentum die daraus fälligen Ansprüche
auf Zahlung der Beiträge zu den Lasten und Kosten des gemeinschaftlichen
Eigentums oder des Sondereigentums, die nach § 16 Abs. 2, § 28 Abs. 2 und 5
des Wohnungseigentumsgesetzes geschuldet werden, einschließlich der Vorschüsse
und Rückstellungen sowie der Rückgriffsansprüche einzelner Wohnungseigentümer.
Das Vorrecht erfasst die laufenden und die rückständigen Beträge aus dem Jahr
der Beschlagnahme und den letzten zwei Jahren. Das Vorrecht einschließlich
aller Nebenleistungen ist begrenzt auf Beträge in Höhe von nicht mehr als 5
vom Hundert des nach § 74a Abs. 5 festgesetzten Wertes. Die Anmeldung erfolgt
durch die Gemeinschaft der Wohnungseigentümer. Rückgriffsansprüche einzelner
Wohnungseigentümer werden von diesen angemeldet;



Die Klé&gerin, eine Berliner An-
stalt des offentlichen Rechts,
verlangte von einem Mitglied
der Wohnungseigentiimerge-
meinschaft rockstandige Ent-
gelte fir StraBenreinigung und
Abfallentsorgung der WEG. Sie
berief sich dabei auf § 5 Abs. 2
des Kreislaufwirtschafts- und
Abfallgesetz des Landes Berlin.
Danach haben Abfallbesitzer das
Recht, aber auch die Pflicht ihre
Abfélle durch die Klédgerin ent-
sorgen zu lassen (so genannter
Anschluss- und Benutzungs-
zwang). Der Wohnungseigenti-
mer wehrte sich gegen die kos-
tenmaRige Inanspruchnahme
unter Berufung auf die neue
gesetzliche Haftungsanordnung
in § 10 Abs. 8 WEG, wonach
jeder Wohnungseigentiimer nur
noch anteilig und nicht mehr
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solidarisch auf den vollen Betrag
hafte.

Diese Rechtsansicht verwarf der
BGH mit der Begriindung, dass
das KrW/AbfG keine vertragli-
chen Beziehungen mit dem teil-
rechtsféhigen Verband unter-
halte, sondern die Entgeltpflicht
des Gesetzes an die Eigentimer-
stellung anknupfe. Der Inhaber
der Miteigentumsanteile sei aber
nicht der teilrechtsfahige Ver-
band, sondern der im Grundbuch
eingetragene  einzelne  Woh-
nungseigentimer. Eine Ver-
bandshaftung oder eine nur quo-
tale Haftung des einzelnen
Wohnungseigentimers komme
daher nicht in Betracht.

Die in 8 10 Abs. 8 WEG nor-
mierte Haftungsbegrenzung
greife daher nicht, wenn im

Landesrecht eines Bundeslandes
eine Gesamtschuld der Woh-
nungseigentumer in ihrer Eigen-
schaft als Miteigentlimer des
Grundstiicks vorgesehen ist. Die
Entscheidung stiinde damit auch
im Einklang mit dem Urteil des
BGH vom 7.3.2007 (VIII ZR
125/06 — ZIV 2007, 15). Dieses
Urteil betréfe eine Kaufpreisfor-
derung aus einem Gasliefe-
rungsvertrag. Der BGH hatte
eine gesamtschuldnerische Haf-
tung der Wohnungseigentiimer
verneint, weil der Gasliefe-
rungsvertrag vom klagenden
Gasversorgungsunternehmen mit
der Verwalterin  geschlossen
worden war und damit mit der
teilrechtsfahigen  Wohnungsei-
gentimergemeinschaft zustande
gekommen war.

Fehlerhafter GbR-Verwalter kann ausnahmsweise fuir die WEG klagen

Gerade noch einmal gut gegan-
gen ist der Rechtsstreit flir eine
Wohnungseigentiimergemein-

schaft, die bis zum BGH streiten
musste, um zu ihrem Recht zu
kommen. Die Wohnungseigen-
timergemeinschaft hatte eine
GbR als Verwalterin bestellt.
Die Bestellung einer GbR als
WEG-Verwalterin ist zwar nach
der Rechtsprechung des BGH
nicht méglich (BGHZ 107, 289
und Beschluss vom 26.1.2006 —
V ZB 132/05). Dennoch war es
so geschehen. Die Gemeinschaft
erméchtigte die vermeintliche
WEG-Verwalterin zur Prozess-
fihrung im Wege der Pro-
zessstandschaft, um Anspriiche
wegen Baumaéangeln gegen den

Bautrager gerichtlich durchzu-
setzen. Dieser berief sich in der
Berufungsinstanz noch erfolg-
reich auf die Einrede der Verjah-
rung. Das Berufungsgericht
fihrte aus, dass grundsatzlich
der WEG-Verwalter zur Klage
im Wege der Prozessstandschaft
beauftragt werden konne. Die
Klagerin sei als GbR jedoch nie
wirksam zur WEG-Verwalterin
bestellt worden, so dass die Kla-
geerhebung ebenfalls keine Wir-
kungen im Sinne einer Verjah-
rungshemmung zeitige.

Der BGH erteilte dieser Rechts-
ansicht im Urteil vom 28.5.09
(VIl_ZR 206/07) eine Absage.
Die Auslegung des Klagebe-

schlusses sei rechtsfehlerhaft,
weil nicht interessengerecht. Es
kénne nicht davon ausgegangen
werden, dass die Wohnungsei-
gentimer nur eine wirksam be-
stellte WEG-Verwalterin mit der
Klage beauftragen wollten. Der
Wohnungseigentiimergemein-
schaft kame es nicht malgeblich
auf die formal korrekte Rechts-
stellung, sondern auf die erfolg-
reiche Durchsetzung ihrer Man-
gelanspriiche an. Es sei daher die
GbR als erméchtigt anzusehen
die Anspriche gerichtlich gel-
tend zu machen. Das sei wirk-
sam erfolgt, so dass die Klageer-
hebung die verjahrungshem-
mende Wirkung beizumessen
sei.

WEG - Verwalter ist richtiger Adressat von Brandschutz-Ordnungsverfligung

Der WEG-Verwalter kann von
der Ordnungsbehdrde wegen
eines mangelhaften Brandschut-
zes in der Wohnimmobilie durch
eine Ordnungsverfugung in An-
spruch genommen werden. Dies

bestétigte das Oberverwaltungs-
gericht Muinster mit Beschluss
vom 15.4.09 (WuM 2009, 428).

Die Inanspruchnahme des Ver-
walters sei nicht zu beanstanden.

Der Verwalter habe nach § 27
Abs. 3 Nr. 3 WEG mit Wirkung
fur und gegen die Wohnungsei-
gentimer die laufenden MaR-
nahmen der erforderlichen In-
standhaltung und Instandsetzung
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(8) Jeder Wohnungseigentümer haftet einem Gläubiger nach dem Verhältnis seines
Miteigentumsanteils (§ 16 Abs. 1 Satz 2) für Verbindlichkeiten der Gemeinschaft der
Wohnungseigentümer, die während seiner Zugehörigkeit zur Gemeinschaft entstanden
oder während dieses Zeitraums fällig geworden sind; für die Haftung nach Veräußerung
des Wohnungseigentums ist § 160 des Handelsgesetzbuches entsprechend anzuwenden.
Er kann gegenüber einem Gläubiger neben den in seiner Person begründeten auch
die der Gemeinschaft zustehenden Einwendungen und Einreden geltend machen, nicht
aber seine Einwendungen und Einreden gegenüber der Gemeinschaft. Für die Einrede
der Anfechtbarkeit und Aufrechenbarkeit ist § 770 des Bürgerlichen Gesetzbuches
entsprechend anzuwenden. Die Haftung eines Wohnungseigentümers gegenüber der
Gemeinschaft wegen nicht ordnungsmäßiger Verwaltung bestimmt sich nach Satz 1.


Schirm5
Kommentar zu Text
die laufenden Maßnahmen der erforderlichen ordnungsmäßigen Instandhaltung und
Instandsetzung gemäß Absatz 1 Nr. 2 zu treffen;



zu treffen. Damit seien nicht
lediglich Reparaturen und In-
standsetzung gemeint. Der Beg-
riff umfasse auch die Besei-
tigung einer Stérung der o6ffent-

SCHULTZE™Ss

lichen Sicherheit und Ordnung.
Diese sah die Behdrde im vor-
liegenden Fall als gegeben an,
weil zahlreiches Mobiliar der
Mieter in den Fluren und Trep-

penhédusern aufgestellt sei. Das
Mobiliar sei nicht nur brennbar,
sondern beeintrachtige auch die
Fluchtwege in unzuldssiger Wei-
se.

Austausch von Holz- durch Kunststofffenster ist Modernisierung

Einen Modernisierungsbeschluss
nach 8 22 Abs. 2 WEG besta-
tigte das LG Minchen im Urteil
vom 27.4.2009 (WuM 2009,
424). Der Austausch der Holz-
durch Kunststofffenster stelle
eine dauerhafte Gebrauchswert-
erhéhung im Sinne des Gesetzes
dar, da Kunststofffenster haltba-

Das AG Velbert legte dem Ver-
walter nach dem neu geschaffe-
nen § 49 Abs. 2 WEG die Kos-
ten einer Beschlussanfechtung
auf. Der Verwalter hatte wegen
erforderlicher Reparaturarbeiten
zu einer auBerordentlichen Ei-
gentumerversammlung geladen.
Im Einladungsschreiben wurde
mitgeteilt, dass die Kosten der
Reparatur derzeit ermittelt wir-
den und die Kosten aus der In-
standhaltungsriicklage  bezahlt
wirden. Die Riicklage wies ein
Guthaben von gut 30.000 € auf.

Mit der Anfechtung einer Kos-
tenhaftungsentscheidung des
Gerichts setzt sich das Urteil des
LG Minchen | vom 27.4.2009
(WuM 2009, 426) auseinander.
Die  Wohnungseigentimerge-
meinschaft hatte mehrheitlich fir
einen Ausbau des Dachgeschos-
ses gestimmt. Der Verwalter
verkiindete, dass der Beschluss-
antrag abgelehnt worden sei,
weil die erforderliche Einstim-
migkeit nicht vorliege.

Gegen diesen Negativbeschluss
klagten einzelne Eigentlimer und

rer als Holzfenster seien und
tiberdies nicht laufend gestrichen
werden miussten. Auf die von
den Anfechtungskldgern geltend
gemachte  Kosten-Nutzen-Ana-
lyse komme es nicht an, weil
diese vom Gesetzgeber in § 22
Abs. 2 WEG nicht gefordert
werde, um eine zusatzliche Ord-

Kostenhaftung des Verwalters |

In der Versammlung wurde dann
ein Beschluss gefasst, wonach
ein Auftrag uber rund 110.000 €
ausgelost werden sollte. Die
Kosten sollten durch die In-
standhaltungsricklage und eine
Sonderumlage von rund 80.000
€ bestritten werden. Der Be-
schluss wurde angefochten. Das
AG Velbert fiihrt in den Urteils-
grinden aus, dass der Verwalter
grobes Verschulden treffe, da es
versdumt habe, die Wohnungs-
eigentiimer hinreichend (ber die
Tragweite der anstehenden Auf-

Kostenhaftung des Verwalters 11

obsiegten vor dem AG Sontho-
fen. Das AG legte dem Verwal-
ter die Kosten des Rechtsstreits
nach 8§ 49 Abs. 2 WEG auf. Die
beklagten Wohnungseigentiimer
legten gegen das Urteil Berufung
und der WEG-Verwalter gegen
die Kostenentscheidung sofor-
tige Beschwerde ein.

Das LG Minchen fiihrt aus, dass
das WEG kein Rechtsmittel
gegen die Kostenhaftungsent-
scheidung vorsehe. Es sei aber
zusammen mit dem LG Berlin
(NJW 2009, 2544 — siehe auch

nungsgemanheit der Verwaltung
festzustellen. Auch auf eine
nachhaltige Energieeinsparung
durch den Fenstertausch komme
es nicht an, weil die in § 22 Abs.
2 WEG normierten Voraus-
setzungen alternativ und nicht
kumulativ vorliegen mdissten.

gaben zu informieren. Dazu
gehore es, dass Vergleichsange-
bote eingeholt und die ungeféhre
finanzielle GréRenordnung der
ReparaturmalRnahme vorab be-
kannt gemacht werde. Vorlie-
gend durften die Eigentiimer von
Kosten maximal in Hohe der
Instandhaltungsriicklage ausge-
hen. Tatsdchlich wurden diese
im angefochten Beschluss um
mehr als das dreifache (berstie-
gen. (Urteil vom 20.2.09, ZMR
2009, 565)

nachfolgend) und dem LG
Frankfurt/Main  (NJW 20009,
924) der Auffassung, dass die
sofortige Beschwerde das statt-
hafte Rechtsmittel sei. Die so-
fortige Beschwerde hatte Erfolg.
Den Verwalter treffe — auch
wenn dies von der Mehrheit der
Wohnungseigentimer  gewollt
sei — keine Rechtspflicht einen
Beschlussantrag als angenom-
men zu verkinden, gleichwohl
erkennbar sei, dass das erforder-
liche Quorum nicht erreicht sei.
Die Berufung wurde daher auch
zurlickgewiesen.
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(2) Maßnahmen gemäß Absatz 1 Satz 1, die der Modernisierung entsprechend § 559
Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuches oder der Anpassung des gemeinschaftlichen
Eigentums an den Stand der Technik dienen, die Eigenart der Wohnanlage nicht ändern
und keinen Wohnungseigentümer gegenüber anderen unbillig beeinträchtigen, können
abweichend von Absatz 1 durch eine Mehrheit von drei Viertel aller stimmberechtigten
Wohnungseigentümer im Sinne des § 25 Abs. 2 und mehr als der Hälfte aller
Miteigentumsanteile beschlossen werden. Die Befugnis im Sinne des Satzes 1 kann durch
Vereinbarung der Wohnungseigentümer nicht eingeschränkt oder ausgeschlossen werden.
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(2) Dem Verwalter können Prozesskosten auferlegt werden, soweit die Tätigkeit des
Gerichts durch ihn veranlasst wurde und ihn ein grobes Verschulden trifft, auch wenn er
nicht Partei des Rechtsstreits ist.



Eine weitere Entscheidung des
LG Berlin setzt sich mit der
Bewertung des groben Ver-
schuldens im Sinne von § 49
Abs. 2 WEG bei einem Laien-
verwalter  auseinander  (Be-
schluss vom 17.2.09 - NJW
2009, 2544).

Der Laienverwalter hatte Be-
schlussantragen zur Anderung
der Teilungserklarung aufgrund
von Offnungsklauseln stattgege-
ben, ohne dabei die in der Ge-

Maklerrecht
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Kostenhaftung des Verwalters 111

meinschaftsordnung dafiir gere-
gelten Quoren korrekt zu be-
ricksichtigen. Er verkiindete die
Annahme des Beschlusses, ob-
wohl die hierfur erforderliche
Mehrheit nicht gegeben war.
Dabei hatte der Verwalter das
Problem schon erkannt. Aller-
dings wurde er von der Mehrheit
der Anwesenden gedréngt, die
Abstimmung durchzufiihren und
bei Vorliegen einer einfachen
Mehrheit den Beschluss zu ver-
kiinden. Der Verwalter, der auch

Eigentiimer war, wusste sich
nicht besser zu helfen, als die
Anfechtung der Beschlusse an-
zukindigen.

Die erstinstanzlich ausgespro-
chene Kostenhaftung wurde vom
LG Berlin aufgehoben. Es kénne
dem Laienverwalter nicht ab-
verlangt werden, in einer derart
komplizierten Situation richtig
zu reagieren und sich einer posi-
tiven Beschlussverkiindung zu
verweigern.

Gescheiterter Hauptvertrag: Schadensersatz oder Riickzahlung der Courtage

Die Alternative zwischen Scha-
densersatz gegentlber dem Ver-
kaufer und Entfallen des An-
spruchs auf Maklercourtage hat
der BGH im Urteil vom 9.7.09
(111 ZR 104/08) erortert.

Der Kéufer erteilte der Maklerin
2001 einen Maklerauftrag. Die
Maklerin vermittelte der Kaufe-
rin daraufhin eine Gewerbeim-
mobilie zu einem Kaufpreis von
11,6 Mio. DM. Besitz-Nutzen-
Lasten-Ubergang war im An-
schluss an die Kaufpreiszahlung
vorgesehen. Zur Kaufpreiszah-
lung kam es indessen erst gar
nicht, weil die Kéuferin ver-
schiedene Baumangel monierte,
die ihr verschwiegen worden
seien. Die Kauferin lehnte die
Kaufpreiszahlung ab, trat vom
Vertrag zuriick und verlangte
den sogenannten groRen Scha-
densersatz. Damit machte sie
den sogenannten  Nichterful-
lungsschaden geltend, bei dem
sie zu stellen ist, wie sie stiinde,
wenn  ordnungsgemal  erfullt
worden ware. Darin enthalten ist
beispielsweise auch ein entgan-
gener Gewinn flir die sonst mit

Gewinn erfolgte WeiterverdulRe-
rung. Die Verkduferin beurteilte
die Méngel freilich anders und
trat anschlieBend ihrerseits we-
gen Nichterfillung des Kaufver-
trages vom Kaufvertrag zuriick.

Die Maklerin klagte ihre Mak-
lercourtage i.H.v. knapp 180.000
€ ein. Die Ké&uferin weigerte sich
zu bezahlen, weil sie von der
Verkauferin arglistig getauscht
worden sei. Es wére ihr auch
mdoglich gewesen, den Vertrag
nach § 123 BGB wegen arglisti-
ger Téuschung anzufechten.
Damit entfiele der Vertrag ex
tunc (ruckwirkend), so dass es
gar keinen Hauptvertrag gabe.
Mangels Hauptvertrags gébe es
auch keinen Provisionsanspruch,
§ 652 BGB. Es konne vorliegend
keinen Unterschied machen, ob
man sich fur die Rickabwick-
lung nach der einen (groRer
Schadensersatz) oder anderen
(Anfechtung) entscheide. Das
sah der Ill. Zivilsenat etwas
anders. Fur den Fall der Wan-
delung (Rucktritt) vom Vertrag
entspricht es der Rechtsprechung
des BGH, dass der Maklerkunde

keine Provision zahlen musse,
wenn die Wandelung erfolge,
weil der Verkdufer den Kaufer
arglistig getduscht habe. Dort
ginge es indessen nur um die
Riickabwicklung des Vertrages,
nicht jedoch um den Erfillungs-
schaden.

Im vorliegenden Fall versuche
die Beklagte indessen zwei al-
ternative Varianten zu vereinen,
was rechtlich nicht moglich sei.
Sie verlange den groRen Scha-
densersatz gegentber der Ver-
kauferin, um ihren Nichterfil-
lungsschaden durchzusetzen und
berufe sich gegeniiber der kla-
genden Maklerin auf Anfech-
tungstatbestande hinsichtlich des
Kaufvertrages, um den Provisi-
onsanspruch entfallen zu lassen.
Entweder die Kéuferin fechte
den Vertrag an und bekomme
keinen Erfullungsschaden er-
setzt, musse dann aber auch
keine Maklercourtage bezahlen
oder sie verlange Schadensersatz
und misse dann im Gegenzug
auch die Maklercourtage bezah-
len.
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BGB § 652 Entstehung des Lohnanspruchs
(1) Wer für den Nachweis der Gelegenheit zum Abschluss eines Vertrags oder für die
Vermittlung eines Vertrags einen Mäklerlohn verspricht, ist zur Entrichtung des
Lohnes nur verpflichtet, wenn der Vertrag infolge des Nachweises oder infolge der
Vermittlung des Mäklers zustande kommt. Wird der Vertrag unter einer aufschiebenden
Bedingung geschlossen, so kann der Mäklerlohn erst verlangt werden, wenn die
Bedingung eintritt.
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BGB § 123 Anfechtbarkeit wegen Täuschung oder Drohung
(1) Wer zur Abgabe einer Willenserklärung durch arglistige Täuschung oder
widerrechtlich durch Drohung bestimmt worden ist, kann die Erklärung anfechten.



Baurecht
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Zum Mangelbegriff im Baurecht (Schallschutz)

Im Urteil vom 4.6.09 (VII ZR
54/07) musste sich der fiir Bau-
sachen zustdndige VII. Senat
derselben Rechtsfrage zuwenden
wie der VIII. Zivilsenat im Ur-
teil vom 17.6.09 — (siehe oben)
freilich mit den unterschiedli-
chen Vorzeichen der Miete und
des Kaufs einer Wohnung.

Die  Wohnungskaufer hatten
1996 eine Wohnung zum Preis
von 583.000 DM erworben. In
der Baubeschreibung hiell es:
,,Alle Geschossdecken werden in
Stahlbeton gemaR Statik erstelit.
In den Wohngeschossen kommt
schwimmender  Estrich  auf
Warme- bzw. Trittschalldam-
mung geman DIN 4109 zur Aus-
fuhrung.* Die Kaufer waren mit
dem Schallschutz der Wohnung
nicht zufrieden und verlangten
nach der Schaffung der rechtli-
chen Voraussetzungen den gro-
RBen Schadensersatz, d.h. sie

begehrten Riickabwicklung des
Kaufvertrages und Schadenser-
satz. In ihrer Klage flhrten sie
aus, der Schallschutz nicht den
anerkannten Regeln der Technik
entspreche. Das Berufungsge-
richt erklérte diesen Einwand fur
nicht erheblich. Der Bautrager
habe die Einhaltung der DIN
4109 (89) bei der Werkleistung
versprochen. Diese Vereinba-
rung konne nur dahin gehend
verstanden werden, dass die
Mindestwerte eingehalten wir-
den.

Der BGH hob das Urteil des
OLG Hamm auf. Die Bundes-
richter fuhren in ihrem Urteil
aus, dass sich die Werkleis-
tungsanforderungen fiir den Bau-
trdger nicht nur aus der Leis-
tungsbeschreibung ergaben.
Vorzunehmen sei eine Gesamt-
abwagung, in die nicht nur der
Vertragstext einzubeziehen sei,
sondern auch die vertragsbeglei-
tenden, zusatzlichen Erklarun-
gen, die ndheren Umstande der
Vertragsanbahnung sowie die
Zweckbestimmung, der Zu-
schnitt und der architektonische
Anspruch des Gebdudes. Diese
Erwdgungen seien nicht nur
anzustellen, wenn in der Baube-

schreibung keine Angaben zum
Schallschutz gemacht wurden,
sondern auch dann, wenn aus-
dricklich Bezug auf die ein-
schldgige DIN genommen wer-
de.

Danach koénne der Erwerber
ungeachtet der sonstigen Ver-
einbarungen grundsatzlich er-
warten, dass der Bautrdger einen
Schallschutz in der Wohnung
herstellt, die den anerkannten
Regeln der Technik zum Zeit-
punkt der Abnahme des Bau-
werks entsprechen (BGHZ 139,
16). Da zurzeit der Abnahme die
DIN nicht mehr den anerkannten
Regeln der Technik entsprach,
lage ein Mangel der Wohnung
vor.

Wolle der Bautrager von den
anerkannten Regeln der Technik
abweichen, so diirfe der Kaufer
iber den Hinweis auf DIN 4109
hinaus eine entsprechende Auf-
klarung erwarten, dass die Norm
nicht mehr den anerkannten
Regeln der Technik entspreche.
Denn i.d.R. habe der Kaufer
keine Vorstellung, was sich hin-
ter den Schallddmm-MafRen der
DIN 4109 verberge.

Neue Entscheidung zu unwirksamer Bulrgensicherung

Der BGH hat im Urteil vom
16.6.09 (XI_ZR 145/09) seine
Rechtsprechung zu unwirksamen
Sicherungsabreden  fortgesetzt.
Der Besteller hatte im Bauver-
trag eine Sicherungsabrede da-
hingehend vorgenommen, dass
der Unternehmer den Sicher-
heitseinbehalt von 5% der
Schlussabrechnungssumme  nur
gegen Stellung einer bestimmten
Birgschaft ablésen kénne. Die
Biirgschaft miisse einen Verzicht

auf samtliche Einreden des § 768
BGB enthalten.

Mehrere Jahre nach der Abnah-
me der Werkleistung traten
Méngel auf. Der Besteller for-
derte  den  Werkunternehmer
erfolglos zur Mangelbeseitigung
auf. Kurz darauf fiel der Unter-
nehmer in die Insolvenz. Dar-
aufhin nahm der Besteller die
Birgin klageweise in Anspruch

und verlor nun letztinstanzlich
vor dem BGH.

Die Sicherheitenabrede leide an
einem Doppelmangel. Einerseits
verzichte die Bilrgin auf die
Einreden nach § 768 BGB. Ein
solcher Verzicht auf die aus dem
Akzessorietétsprinzip (der Birge
haftet nur wenn der Haupt-
schuldner haftet) folgenden Ein-
reden benachteilige den Biirgen
unangemessen. Nach der Recht-
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BGB § 768 Einreden des Bürgen
(1) Der Bürge kann die dem Hauptschuldner zustehenden Einreden geltend machen. Stirbt
der Hauptschuldner, so kann sich der Bürge nicht darauf berufen, dass der Erbe für
die Verbindlichkeit nur beschränkt haftet.
(2) Der Bürge verliert eine Einrede nicht dadurch, dass der Hauptschuldner auf sie
verzichtet.



sprechung des BGH lasse dieser
Verzicht den Birgschaftsvertrag
im Ubrigen jedoch wirksam
(BGHZ 147, 99). Dies allein
flhrte also noch nicht zur Klage-
abweisung.

Andererseits sei aber auch die
Sicherheitenabrede zwischen
Besteller und Werkunternehmer

SCHULTZE™Ss

nach 8 9 AGBG (jetzt § 307
Abs. Nr. 1 BGB) unwirksam,
weil die Ablésung des Bareinbe-
haltes auf entsprechende Birg-
schaften beschrankt werde und
der Werkunternehmer hierdurch
unangemessen benachteiligt
werde.

Der Baurechtssenat fiihrt in sei-
nen Urteilsgriinden schlieBlich
aus, dass sich die Biirgin erfolg-
reich auf die Unwirksamkeit der
Sicherheitsabrede zwischen Be-
steller unter Werkunternehmer
berufen konne. (Urteil vom
12.2.2009 - VII ZR 39/08).

BGH zur Abgrenzung von Werkvertrags- und Kaufrecht

Mit dem fortwéhrenden Streit
zur Abgrenzung von Bauver-
tragsrecht und Kaufrecht hat sich
der BGH im Urteil vom 23.7.09
(VI ZR 151/08) auseinanderge-
setzt.

Die Kldagerin verlangte von dem
Beklagten Nacherfullung aus
einem gemeinsamen Vertrag,
weil die Vertragsleistung man-
gelhaft war. Gegenstand des
Vertrages war die Lieferung
einer Siloanlage nach Russland
zur Einlagerung von Graspallets.
Die Silos sollten auf einem von
dritter Seite erstellten Funda-
ment montiert werden. Die Silo-
anlage bestand aus 14 unmittel-
bar nebeneinander befindlichen
Boxen mit AuBenmafien von 6 X
5 Metern und einer Héhe von 20
Metern. Diese Siloanlage ein-
schlieflich der erforderlichen
Statik bestellte die Klagerin bei
der Beklagten. Die Beklagte
stellte die erforderlichen Teile

Gesetzgebung

(ua. D&mmwénde, Stitzen,
Zugstangen) her und lieferte sie
der Klégerin aus. Die Kl&gerin
Ubernahm die Montage.

Dem Kklageweise geltend ge-
machten Nacherftllungsverlan-
gen wandte die Beklagte die
Verletzung der nach 377, 381
Abs. 2 HGB der Kl&gerin gebih-
renden Rugeobliegenheit ein.
Die Klégerin war wiederum der
Auffassung, dass diese Rigeob-
liegenheit gar nicht eroffnet sei,
weil ein Werk- und nicht ein
Kaufvertrag geschlossen worden
sei. Der BGH entschied, dass das
Kaufrecht Anwendung finden
wirde. Nach § 651 BGB fande
auf Vertrdge, die die Lieferung
herzustellender oder zu erzeu-
gender beweglicher Sachen zum
Gegenstand  habe, Kaufrecht
Anwendung. Dabei stiinde der
Einordnung als bewegliche Sa-
che nicht entgegen, dass die
Anlagenteile dazu  bestimmt

gewesen seien, zu einer Anlage
zusammengesetzt und dann auf
einem Grundstick fest installiert
zu werden. Malgeblich sei, ob
die Sachen im Zeitpunkt der
Lieferung beweglich seien oder
nicht. Vertrdge die somit allein
die Lieferung von herzustellen-
den Bau- oder Anlagenteile zum
Gegenstand hatten, seien daher
gemal 8§ 651 BGB nach Kauf-
recht zu beurteilen.

Leider liel? der BGH die Rechts-
frage offen, ob diese Rechtsfrage
gleichermaBBen zu beantworten
ware, wenn der Lieferant zusatz-
lich die Verpflichtung (Uber-
nommen habe, die Teile in ein
Bauwerk einzubauen. Da das
Berufungsgericht nicht abschlie-
Rend geklart hatte, ob die Klage-
rin der Rugeobliegenheit korrekt
nachgekommen war, wurde der
Rechtsstreit zuriick verwiesen.

ZVG fur die WEG-Zwangsversteigerung geandert

Am 7.7.09 ist die Novelle zum
ZVG in Kraft getreten. Wie be-

reits berichtet, gab es flr
Zwangsversteigerungsantrage

von  Wohnungseigentliimerge-
meinschaften Probleme mit dem
Einheitswertbescheid (BGH in
ZIV 2008, 33, ZIV 2009, 36 und
Kleine Anfrage in ZIV 2009, 9).
Nach 8§ 10 Abs. 3 ZVG muss der
Nachweis gefiihrt werden, dass
die zu vollstreckende Forderung
die in § 18 Abs. 2 Nr. 2 WEG

normierte  Einheitswertgrenze
(3%) Ubersteigt. Dieser Nach-
weis fiel den betreibenden Ge-
meinschaften hdufig schwer,
weil ihnen der Einheitswertbe-
scheid nicht vorlag und sich die
Finanzamter auf das Steuerge-
heimnis beriefen (8 30 AO). Das
kénnen die Finanzdmter nach
der neuen gesetzlichen Regelung
nicht mehr.
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BGB § 307 Inhaltskontrolle
(1) Bestimmungen in Allgemeinen Geschäftsbedingungen sind unwirksam, wenn sie den
Vertragspartner des Verwenders entgegen den Geboten von Treu und Glauben unangemessen
benachteiligen. Eine unangemessene Benachteiligung kann sich auch daraus ergeben,
dass die Bestimmung nicht klar und verständlich ist.
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BGB § 651 Anwendung des Kaufrechts *)
Auf einen Vertrag, der die Lieferung herzustellender oder zu erzeugender beweglicher
Sachen zum Gegenstand hat, finden die Vorschriften über den Kauf Anwendung. § 442
Abs. 1 Satz 1 findet bei diesen Verträgen auch Anwendung, wenn der Mangel auf den vom
Besteller gelieferten Stoff zurückzuführen ist. Soweit es sich bei den
herzustellenden oder zu erzeugenden beweglichen Sachen um nicht vertretbare Sachen
handelt, sind auch die §§ 642, 643, 645, 649 und 650 mit der Maßgabe anzuwenden, dass
an die Stelle der Abnahme der nach den §§ 446 und 447 maßgebliche Zeitpunkt tritt.
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(1) Ist der Kauf für beide Teile ein Handelsgeschäft, so hat der Käufer die Ware
unverzüglich nach der Ablieferung durch den Verkäufer, soweit dies nach ordnungsmäßigem
Geschäftsgang tunlich ist, zu untersuchen und, wenn sich ein Mangel zeigt, dem
Verkäufer unverzüglich Anzeige zu machen.
(2) Unterläßt der Käufer die Anzeige, so gilt die Ware als genehmigt, es sei denn, daß
es sich um einen Mangel handelt, der bei der Untersuchung nicht erkennbar war.
(3) Zeigt sich später ein solcher Mangel, so muß die Anzeige unverzüglich nach der
Entdeckung gemacht werden; anderenfalls gilt die Ware auch in Ansehung dieses Mangels
als genehmigt.
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§ 381
(1) Die in diesem Abschnitt für den Kauf von Waren getroffenen Vorschriften gelten auch
für den Kauf von Wertpapieren.
(2) Sie finden auch auf einen Vertrag Anwendung, der die Lieferung herzustellender oder
zu erzeugender beweglicher Sachen zum Gegenstand hat.



Bereits am 1.7.09 ist aufgrund der
EnEV 2007 die Ausweispflicht

auch  fur  Nichtwohngebaude
(Gewerbebauten) in Kraft ge-
treten.

Die neue EnEV-Novlle 2009 tritt
am 1.10.09 in Kraft. Darin wer-
den zuvorderst die energetischen
Anforderungen an Neubauten und
bei wesentlichen baulichen Arbei-
ten an Bestandsgebauden erhoht.
Auch die Grenzwerte fiir nicht
begehbare Geschossdecken wer-
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EnEV

den erhéht und die Wéarme-
dammung  begehbarer  unge-
dammter  oberster  Geschoss-
decken bis Ende 2011 vorge-
schrieben.

Nachtstromspeicherheizungen
sind in bestimmten Gebauden
(Abhdngig von Grofe und
Dédmmqualitdt des Hauses) ab
dem Jahre 2020 sukzessive aulder
Betrieb zu nehmen.

Neu ist auch, dass Unternehmen
unverzuglich EnEV-Konfor-
mitéatserklarungen (sog. Unter-
nehmererklarung) dem Bauherren
zu erteilen haben, wenn Damm-
malBnahmen an obersten Ge-
schossdecken, bestimmten Au-
Renbauteilen oder Teilen der Hei-
zungs- Luftungs- oder Klima-
anlage ausgefuhrt werden. Die
Prufmoglichkeiten und  Ahn-
dungsmdglichkeiten des Bezirks-
schornsteinfegermeisters sind
weiter ausgedehnt worden.

Veranstaltungen

F Minmnol

Alles, was z&hlt.

Minol-Fachtagung fur die Wohnungswirtschaft 2009

9. September 2009 im Schillersaal I + 11 des Mediencampus ,,Villa Ida* in Leipzig

Programm
12:30 - 13:00 Get together
Eintreffen der Teilnehmer- kleines Mittagsbuffet
13:00 - 13:15 BegriRung und Einfuhrung
Norman Drews
13:15-14:15 Ausgewdhlte Rechtsprobleme bei Modernisierungsprojekten in WEG-Wohnanlagen
Heinz G. Schultze Rechtsanwalt
14:15-14:30 kleine Pause
14:30 - 15:00 Verbrauchsverhalten visualisieren — Das E-Monitoring von Minol
Tobias Flinspach
15:00 — 15:45 Neue Rechtsprechung zur Bautragergewahrleistung
Heinz G. Schultze
15:45-16:15 Kaffeepause
16:15 - 16:45 Novelle der Heizkostenverordnung — aktuelle Hinweise
Tobias Flinspach
16:45 - 18:15 Probleme Einrohrheizung — Korrektur der Symptome mit VDI
2077 und Beseitigung der Ursachen sowie Realisierung von Energieeinsparungen
Joachim Wien
18:15-18:30 Schlussbetrachtung — Norman Drews
ab 18:30 Gemeinsames Abendessen

Veranstaltungsort

Mediencampus Villa Ida
Poetenweg 28
04155 Leipzig

0341 56296 704
0341 56296 790
www.mediencampus-villa-ida.de

Telefon
Telefax
Internet

55
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35. Fachgespréach in Fischen zum Wohnungseigentumsrecht

Rechtsverhéltnisse der Gemeinschaft der Wohnungseigentiimer
Moderation der gesamten Veranstaltung durch:
Univ.-Prof.Dr.Dr.h.c.Werner Merle, Mainz

12.00 - 14.00 Uhr
14.00 - 14.15 Uhr

14.15 - 14.35 Uhr

14.35 — 14.55 Uhr

14.55 - 15.15 Uhr

15.15 - 15.40 Uhr
15.40 - 16.10 Uhr
16.10 - 16.40 Uhr

16.40 — 16.55 Uhr
16.55 - 17.25 Uhr

17.25 -17.40 Uhr
Ende 17.40 Uhr

09.00 - 09.15 Uhr

09.45 - 10.15 Uhr

10.15 - 10.30 Uhr
10.30. — 11.00 Uhr

11.00 - 11.15 Uhr
11.15-11.45 Uhr
11.45-12.15 Uhr

Mittwoch, 28. Oktober 2009

Empfang und Eréffnung der Ausstellung

Begrufiung

Steffen Heitmann, Staatsminister a.D., Prasident des ESWiD;

Burgermeister Edgar Rolz

Konjunkturpaket fiir Wohnungseigentiimergemeinschaften

- Welche Programme gibt es?

- Wie kommt die Eigentiimergemeinschaft an die Férderung?
Wolfgang D. Heckeler, Dipl.-Kaufmann, Geschéftsfuhrer Bietigheimer Wohnbau GmbH, Pra-
sident DDIV e.V.

Kreditaufnahme durch die Gemeinschaft

- Kann die Gemeinschaft einen Kredit aufnehmen?
Hat Sie dazu die Beschlusskompetenz?

- Was muss der Verwalter dazu veranlassen?
Prof.Dr.Wolf-Ridiger Bub, Rechtsanwalt, Miinchen

Die Sicherung von Krediten an die Gemeinschaft

- Welche Sicherheiten kann die Gemeinschaft bieten?

- Welche Sicherheiten akzeptieren die Kreditgeber?

- Wie konnen die Sicherheiten gestellt werden?
Univ.-Prof.Dr.Peter Derleder, Bremen

Fragen an die Referenten

Kaffeepause — Kommunikation — Kennenlernen

Die Wohnungseigentiimergemeinschaft als Eigentiimerin in derselben Wohnanlage

- Welche Anforderungen bestehen fiir den Verwalter, wenn die Wohnungseigentimergemein-
schaft gleichzeitig Wohnungseigentliimer ist?

- Sondereigentum als Verwaltungsvermdgen?

- Einnahmen aus der Vermietung des Sondereigentums — Jahresabrechung? Steuerpflicht?
Dr.Dr.Andrik Abramenko, RiLG Frankfurt

Fragen an den Referenten

Die Abnahme des Werkes bei Gemeinschaftseigentum

- Wer muss und kann Werkleistungen am Gemeinschaftseigentum abnehmen?

- Welche Folgen haben fehlerhafte Abnahmen?
Dr. Andreas Ott, Rechtsanwalt, Berlin

Fragen an den Referenten

Donnerstag, 29. Oktober 2009

Wort zum Tag in der evangelischen Kirche in Fischen

Pfarrer Helmut KLaubert

Forderungssicherungsgesetz und Vertrége zur Instandsetzung von Gemeinschaftseigentum

- Was hat sich durch das Forderungssicherungsgesetz geéndert?

- Welche Abschlagszahlungen muss der Verwalter akzeptieren?

- Welche haftungsrechtlichen Konsequenzen kénnen sich fur den Verwalter ergeben?
Dr.Alfons Schulze-Hagen, Rechtsanwalt, Mannheim

Fragen an den Referenten

Die Haftung fiir Kosten der Daseinsvorsorge

- Wer haftet fir Kosten der Gas-, Wasser- und Elektrizitatsversorgung, Millabfuhr, Abwasserbe-
seitigung, wenn die Zahlung ausbleibt?
Dr.Joachim Wenzel, Vizepras. des BGH i.R., Karlsruhe

Fragen an den Referenten

Kaffeepause — Kommunikation — Kennenlernen

Mehrhausanlagen und Rechtsfahigkeit der Gemeinschaft

- Was hat sich flr den Verwalter durch die Rechtsfahigkeit der Gemeinschaft bei Mehrhausanla-
gen geandert?

- Blockstimmrecht? Haftung aller Wohnungseigentiimer gegeniber Dritten?
Prof.Dr.Martin Haublein, Berlin
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13.00 - 13.15 Uhr
13.15 - 14.45 Uhr
12.15-12.30 Uhr
12.30 - 13.00 Uhr

Fragen an den Referenten

Mittagspause

Fragen an den Referenten

Rechtsfahigkeit der werdenden Wohnungseigentimergemeinschaft

- Ist auch eine werdende Wohnungseigentimergemeinschaft rechtsfahig?

- Welche Konsequenzen hat die Rechtsfahigkeit der werdenden Gemeinschaft?
Prof.Dr.Stefan Higel, Notar, Weimar

Nachmittag — Wohngeld in der Vollstreckung:

- Wenn die Wohnung in die Zwangsvollstreckung kommt, der Wohnungseigentiimer Insolvenz
anmeldet oder Zwangsvollstreckungsmalinahmen gegen den werdenden Wohnungseigentiimer
eingeleitet werden, was passiert dann mit den Beitragsforderungen?

- Was muss der Verwalter in dieser Situation tun?

Kurze Vortrage fuhren in die Rechtsprobleme ein. Gemeinsam mit Verwaltern, Rechtspflegern und Richtern wird das Thema
diskutiert. Die Zuhdrer kénnen sich aktiv mit Fragen an die Referenten beteiligen und ihre Fragen gleich beantworten lassen.

14.45 - 15.05 Uhr

15.05 - 15.25 Uhr

15.25 - 15.45 Uhr

15.45 — 17.45 Uhr

Beitragsforderungen bei Zwangsvollstreckung in das

Wohnungseigentum

Dipl.-Rechtspfleger Erhard Alff, Hamburg

Beitragsforderungen bei Insolvenz des Wohngeldschuldners

Prof.Dr.Wolfgang Liike, Dresden

Zwangsvollstreckung von Beitragsforderungen gegen den werdenden Wohnungseigentiimer
Dipl.-Rechtspfleger Wolfgang Schneider, Dozent an der Fachhochschule fir Rechtspflege NRW
Podiumsdiskussion mit:

Steffen Haase, Vizeprasident des Dachverbandes Deutscher Immobilienverwalter e.V.
Dipl.-Rechtspfleger Erhard Alff, Hamburg

Prof.Dr.Wolfgang Liike, Dresden

Dipl.-Rechtspfleger Wolfgang Schneider, Dozent, Bad Mnstereifel

Diskussionsleitung:

Sabine Kuhla, Vors. Richterin am Landgericht, Berlin

ABENDVERANSTALTUNG: Beginn 17.15 Uhr
Der Veranstalter ladt zu einem gemeinsamen Abend mit Abendessen ein.

08.30 — 09.00 Uhr
09.00 - 10.00 Uhr

10.00 - 10.15 Uhr
10.15 - 10.45 Uhr
10.45 - 11.05 Uhr

11.05 - 11.15 Uhr
11.15-11.35 Uhr

11.35-11.45 Uhr
11.45 - 12.05 Uhr

12.05 - 12.15 Uhr
12.15 Uhr

Freitag, 30. Oktober 2009

Besuch der Fachausstellung

Die aktuelle Rechtsprechung des BGH zum Wohnungseigentumsrecht

- Der aktuelle Bericht direkt aus Karlsruhe vom Bundesgerichtshof
Dr. Michael Klein, Richter am BGH, Neckargemiind

Fragen an den Referenten

Kaffeepause — Kommunikation — Kennenlernen

Beteiligung der Wohnungseigentiimergemeinschaft an

Gesellschaften

- Kann sich eine Wohnungseigentimergemeinschaft z.B. an einem Warmerlieferanten beteili-
gen?

- Welche Konsequenzen hat diese Beteiligung?
Dr.Heinrich Kreuzer, Notar, Miinchen

Fragen an den Referenten

Haftpflicht- und Vermdgensschadenversicherung fiir Verwalter und Beirate

- Was ist zu tun, um Haftungsrisiken des VVerwalters und eines Beirats zu reduzieren?
Univ.-Prof.Dr.Christian Armbruster, Berlin

Fragen an den Referenten

Die neue HeizkostenVO — Konsequenzen fir das

Wohnungseigentum

- Welche Auswirkungen hat die neue Heizkostenverordnung fur die Abrechnung der Heizkosten
in der Gemeinschaft?

- Was ist vom Verwalter zu veranlassen?
Dr. Matthias Becker, Rechtsanwalt, Berlin

Fragen an den Referenten

Verabschiedung der Teilnehmer
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Verwalterstammtisch In Leipzig

Damit Sie nicht immer nachsehen missen, was es auf unserer Homepage
www.Verwalterstammtisch.de Neues gibt, erhalten Sie an dieser Stelle fortan eine Aktualisierungs-
mitteilung. An der roten Hervorhebung kdnnen Sie sehen, dass die Datei neu eingestellt oder aktu-
alisiert wurde. Der Aufbau ist derselbe wie im geschlossenen Bereich der Seite.

0. Wichtige Informationen fiir unsere Besucher
28.08.2006 Benutzerinformationen

1. Mietrecht
Entscheidungssammlung-Mietrecht Stand 31.12.2007

la. Betriebskosten
Entscheidungssammlung-Betriebskosten Stand 31.12.2007
Heizkostenverordnung in der Fassung vom 18.6.2008

1b. Gerichtsentscheidungen AG/LG Leipzig zum Betriebskostenrecht
AG Leipzig 163 C 8500/04

AG Leipzig 163 C 4723/05

AG Leipzig 164 C 3906/03

AG Leipzig 164 C 8973/04

AG Leipzig 164 C 13214/03

AG Leipzig 168 C 12477/03

AG Leipzig 168 C 287/04

AG Leipzig 163 C 5799/03

AG Leipzig 18 C 2588/03

LG Leipzig 12 S 1841/04

AG Leipzig 11 C 5046/03

AG Leipzig 16 C 622/02

AG Leipzig 165 C 1655/04

AG Leipzig 167 C 4365/04

LG Leipzig 12 S 79/06

AG Leipzig 166 C 7820/04

LG Leipzig 12 S 2867/04 (NZM 2005,14)
LG Leipzig 12 S 6001/01 (NZM 2002, 486)
LG Leipzig 12 S 301/06

AG Leipzig 99 C 8415/01 (WuM 2002, 376)
AG Leipzig 45 C 9357/98 (WuM 1999, 467)
AG Leipzig 163 C 210/05

AG Leipzig 111 C 6641/03

AG Leipzig 160 C 12729/02

AG Leipzig 166 C 2955/06

AG Leipzig 111 C 6641/03

AG Leipzig 163 C 4296/06

AG Leipzig 163 C 496/07

AG Leipzig 161 C 8191/06

AG Leipzig 99 C 4767/00

AG Leipzig 118 C 11663/05

AG Leipzig 162 C 5093/06

AG Leipzig 165 C 12724/03

LG Gera 1 S 332/06

AG-Leipzig 11 C 4919/03

AG-Leipzig 16 C 6466/02

AG-Leipzig 16 C 12023/01

AG-Leipzig 17 0 C 8110/04

AG-Leipzig 18 C 932/02

AG-Leipzig 161 C 1125/04

AG-Leipzig 163 C 495/07

AG-Leipzig 165 C 2953/05

AG-Leipzig 166 C 9459/03

AG-Leipzig 166 C 10715/05

AG-Leipzig 166 C 10863/06

AG-Leipzig 166 C 12312/03

AG-Leipzig 168 C 9758/04


http://www.verwalterstammtisch.de/
http://www.verwalterstammtisch.de/php/pdf/AG-Leipzig-11_C_4919_03.pdf
http://www.verwalterstammtisch.de/php/pdf/AG-Leipzig-16_C_6466_02.pdf
http://www.verwalterstammtisch.de/php/pdf/AG-Leipzig-16_C_12023_01.pdf
http://www.verwalterstammtisch.de/php/pdf/AG-Leipzig-17_0_C_8110_04_2_.pdf
http://www.verwalterstammtisch.de/php/pdf/AG-Leipzig-18_C_932_02.pdf
http://www.verwalterstammtisch.de/php/pdf/AG-Leipzig-161_C_1125_04.pdf
http://www.verwalterstammtisch.de/php/pdf/AG-Leipzig-163_C_495_07.pdf
http://www.verwalterstammtisch.de/php/pdf/AG-Leipzig-165_C_2953_05.pdf
http://www.verwalterstammtisch.de/php/pdf/AG-Leipzig-166_C_9459_03.pdf
http://www.verwalterstammtisch.de/php/pdf/AG-Leipzig-166_C_10715_05.pdf
http://www.verwalterstammtisch.de/php/pdf/AG-Leipzig-166_C_10863_06.pdf
http://www.verwalterstammtisch.de/php/pdf/AG-Leipzig-166_C_12312_03.pdf
http://www.verwalterstammtisch.de/php/pdf/AG-Leipzig-168_C_9758_04.pdf
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AG-Leipzig 170 C 195 /05
AG-Leipzig 170 C 7914/04
AG-Leipzig 170 C 8110/04
AG-Leipzig 170 C 11432/05
LG-Leipzig 12 S 617/06
LG-Lepzig 1 S 138/08
LG-Leipzig 12 S 489/04
LG-Leipzig 12 S 6302/04
LG-Leipzig 16 S 715/04
AG-Leipzig 166 C 8115/05
LG-Leipzig 16 S 275/07
LG-Leipzig 16 S 15/05

1c. Rechtsprechungsubersicht zur Schonheitsreparaturklausel
Schoenheitsreparaturrechtsprechung
Neue Rechtsprechung BGH

1d. Modernisierungsmieterhéhung
Entscheidungssammlung-Modernisierungsmieterhoehung

le. Mietspiegelmieterhéhung
AG Borna 3 C 60/04 Mietspiegel-LE-fiir Markkleeberg
LG Leipzig 1 S 3643/04 Berufung

2. WEG-Recht
Entscheidungssammlung-WEG Stand 31.12.2007

3. Baurecht
Entscheidungssammlung-Baurecht Stand 31.12.2007

4. Gebaudetechnik

Aufzug — TuV Suddeutschland

Brandschutz — Brandschutzbiiro Schalla
Elektro

Wasser

EnEV - Verordnung

EnEV-Anderung

Schimmelschaden -MBS-Munters Présentation

5. Aktuelles
ZIV-1-2006
ZIV-2-2006
ZIV-3-2006
ZIV-4-2006
ZIV-5-2006
ZIV-6-2006
ZIV-1-2007
ZIV-2-2007
ZIV-3-2007
ZIV-4-2007
ZIV-5-2007
ZIV-6-2007
Entscheidungsregister 2007
Stichwortverzeichnis 2007
ZIV-1-2008
ZIV-2-2008
ZIV-3-2008
ZIV-4-2008
ZIV-5-2008
ZIV-6-2008

6. Skripte zu Stammtischen

Die Verwalterpraesentation

Die WEG-Novelle

WEG-Neu - Textausgabe

Synopose-WEG-AIt-Neu

Beschlusssammlung — Mindestanforderungen (Beispiel)
Vortrag zum BMF-Rundschreiben-3.11.06

Eckwerte der EnEV 2007


http://www.verwalterstammtisch.de/php/pdf/AG-Leipzig-170_C_195_05.pdf
http://www.verwalterstammtisch.de/php/pdf/AG-Leipzig-170_C_7914_04.pdf
http://www.verwalterstammtisch.de/php/pdf/AG-Leipzig-170_C_8110_04.pdf
http://www.verwalterstammtisch.de/php/pdf/AG-Leipzig-170_C_11432_05.pdf
http://www.verwalterstammtisch.de/php/pdf/LG-Leipzig-12_S_617_06.pdf
http://www.verwalterstammtisch.de/php/pdf/LG-Lepzig-1_S_138_08.pdf
http://www.verwalterstammtisch.de/php/pdf/LG-Leipzig12S489-04.pdf
http://www.verwalterstammtisch.de/php/pdf/LG-Leipzig-12S6302-04.pdf
http://www.verwalterstammtisch.de/php/pdf/LG-Leipzig-16S715_04.pdf
http://www.verwalterstammtisch.de/php/pdf/AG-Leipzig-166_C_8115_05.pdf
http://www.verwalterstammtisch.de/php/pdf/LG-Leipzig-16_S_275_07.pdf
http://www.verwalterstammtisch.de/php/pdf/LG-Leipzig-16S15-05.pdf
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Bauliche Anderungen nach der WEG-Novelle
Umsetzungsfristen-EnEV-Tabelle

KfW-Préasentation zu Finanzierungsmoglichkeiten fir WEG's
Bauméngel=Mietmangel?

Contracting im Spannungsfeld von Miet- und WEG-Recht
Rechtsprechung nach einem Jahr WEG-Novelle

Die Schonheitsreparaturklausel

BMJ-Mustermietvertrag 1976

7. Materialien zur Teilrechtsfahigkeit und WEG-Novelle
Vortrag RA Schultze Verwaltertag 28.4.06 zur Teilrechtsfahigkeitsentscheidung
WEGesetzenwurf-Stand.9.3.06

Gegenaeusserung-Brat

Beschlussvorlage-WEG-14.12.06

Plenar-Protokoll-WEG-14.12.06

8. Materialien zu haushaltsnahen Dienstleistungen
BMF-Rundschreiben zu 35a-EStG

A-z der Kosten

Betriebskostenabrechnung

Bk-Kosten-35a-EStG

Heizkostenabrechnung

WEG-Abrechnung

BMF Rundschreiben zu § 35a EStG — Novelle vom 26.10.07
Anlage zu BMF Rundschreiben vom 26.10.07

Synopse Anderungen durch neues Anwenderschreiben

9. Miet- und Betriebskostenspiegel
Betriebskostenbroschiire 2000
Betriebskostenspiegel Leipzig 2003/2004
Mietspiegel Leipzig

Aufsichtsflihrende Behdrde

Rechtsanwaltskammer Sachsen, Glacisstr. 6, 01099 Dresden, Telefon: 0351/ 318590, Telefax: 0351/ 33 60 899
E-Mail: info@rak-sachsen.de. ZURUCK

Berufsrechtliche Regelungen

Die Berufshezeichnung ,,Rechtsanwalt“ bzw. ,,Rechtsanwaltin“ wurde den hier benannten Volljuristen aufgrund bundesdeut-
schen Rechts nach dem bestehen der 2. juristischen Staatspriifung (Befahigung zum Richteramt) durch ein besonderes Zu-
lassungsverfahren ehemals durch das jeweils zustandige Justizministerium resp. aufgrund der seit dem 8.9.1998 gednderten
Rechtslage durch die ortliche Rechtsanwaltskammer zuerkannt.

Rechtsanwadlte bzw. Rechtsanwaéltinnen unterliegen den berufsrechtlichen Regelungen der Bundesrechtsanwaltsordnung
(BRAO), der Bundesrechtsanwaltsgebiihrenordnung (BRAGO) bzw. fir seit 1.7.2004 erteilten Mandaten dem Rechtsan-
waltsverglitungsgesetz (RVG), den Berufs- und Fachanwaltsordnungen der Bundesrechtsanwaltskammer (BORA 2001 und
FAO) sowie den Standesregeln der Rechtsanwaélte der Europdischen Gemeinschaft. Sdmtliche berufsrechtliche Regelungen
konnen Sie unter www.Brak.de einsehen. ZURUCK

Hinweis zu Verlinkungen

Der verantwortlicher Seitenanbieter ist fiir Inhalte unmittelbar verlinkter Seiten nur dann verantwortlich, wenn er sich den
Inhalt zu eigen macht. Das ist der Fall, wenn er von diesen Inhalten positive Kenntnis hat und ihm moglich und zumutbar ist,
die Nutzung rechtswidriger Inhalte zu verhindern. Fir Inhalte von Sites, die mit hier verlinkten Seiten verlinkt sind (tiefere
Linkebenen) haftet der verantwortliche Seitenbetreiber nicht. ZURUCK

Urheberrechtsschutz

Die in der ZIV verdffentlichten Beitrage sind urheberrechtlich geschiitzt. Das gilt auch fir die verdffentlichten
Leitsatze, soweit es sich nicht um amtliche Leitsdtze handelt. Der Rechtsschutz gilt auch gegeniiber Datenban-
ken und dhnlichen Einrichtungen. Kein Teil der ZIV darf ohne Genehmigung in Textform gleich in welcher Art
und Weise zum Zwecke der Weiterverbreitung vervielfaltigt oder datenbankmagig zugénglich gemacht werden.
ZURUCK


mailto:info@rak-sachsen.de
http://www.brak.de/
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